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Nach  jeweils  fünf  effektiv  geleisteten  Dienstjahren  haben
Mitarbeitende der kantonalen Verwaltung Basel-Stadt Anspruch
auf ein Dienstaltersgeschenk. Der vorliegende Beitrag befasst
sich  insbesondere  mit  der  Frage  der  Anrechnung  von
Dienstjahren, dem Anspruch auf das Dienstaltersgeschenk bei
Teilzeitarbeit  und  der  Einschränkung  des  Anspruchs  in
besonderen  Fällen.

I. Höhe des Dienstaltersgeschenks
Gemäss der seit dem 1. Januar 2017 geltenden Fassung von § 23
Abs. 1 des Gesetzes betreffend Einreihung und Entlöhnung der
Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter  des  Kantons  Basel-Stadt
(Lohngesetz) erhält jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter
nach 5 Dienstjahren 2.5 Tage, nach 10 und 15 Dienstjahren 5
Tage,  nach  20  Dienstjahren  10  Tage,  nach  25,  30  und  35
Dienstjahren 15 Tage sowie letztmals nach 40 Dienstjahren 20
Tage  bezahlten  Urlaub.  Die  Einzelheiten,  namentlich  die
Anrechnung von Dienstjahren, den Anspruch bei Teilzeitarbeit
und die Einschränkung des Anspruchs in besonderen Fällen, sind
in der Dienstaltersgeschenkverordnung vom 13. Dezember 2016
(DAGV) geregelt. Diese Verordnung gilt für alle Mitarbeitenden
der kantonalen Verwaltung Basel-Stadt.

II.  Bezugsformen  des
Dienstaltersgeschenks
Wie  hiervor  ausgeführt,  erfolgt  das  Dienstaltersgeschenk
grundsätzlich in Form von bezahltem Urlaub. Auf Wunsch einer
Mitarbeiterin  oder  eines  Mitarbeiters  wird  das
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Dienstaltersgeschenk  jedoch  ganz  oder  teilweise  ausbezahlt
(vgl.  §  8  Abs.  1  DAGV).  Die  Auszahlung  des
Dienstaltersgeschenks  einseitig  anordnen  kann  die
Anstellungsbehörde gemäss § 8 Abs. 2 DAGV, wenn alternativ

das Anstellungsverhältnis durch die Mitarbeiterin oder
den Mitarbeiter ordentlich gekündigt wurde,
eine  Wiederbeschäftigung  nach  einer  vollständigen
Pensionierung vorliegt oder
eine (nahtlose) Weiterbeschäftigung nach Erreichen des
ordentlichen Rentenalters vorliegt

und zudem die betrieblichen Interessen den Bezug des Urlaubs
nicht zulassen.

Gemäss  den  Erläuterungen  des  Regierungsrates  des  Kantons
Basel-Stadt zur DAGV kann in diesen Fällen die Auszahlung
insbesondere  dann  angeordnet  werden,  wenn  der  Bezug  des
Urlaubs  angesichts  der  voraussichtlichen  Dauer  des
Arbeitsverhältnisses und des geplanten Pensums aus Sicht der
Anstellungsbehörde als unverhältnismässig erscheint.

Die Auszahlung des Dienstaltersgeschenks und die Lohnzahlung
während  des  Bezugs  des  Urlaubs  erfolgt  nach  der
Berechnungsbasis des Ferienlohns gemäss § 21a Lohngesetz. Der
Ferienlohn  beinhaltet  nebst  dem  Grundlohn  (Lohn  gemäss
Lohnklasse  und  Lohnstufe  im  Zeitpunkt  der  Fälligkeit  des
Dienstaltersgeschenks) auch die anteilsmässige Ausrichtung von
Geldzulagen für von der Norm abweichende Arbeitszeit, sofern
diese regelmässig ausgerichtet werden.

III. Fälligkeit und Bezugsdauer
Das Dienstaltersgeschenk kann frühestens nach Vollendung der
jeweils  erforderlichen  Dienstjahre  und  danach  längstens
während fünf Jahren bezogen werden (vgl. § 3 DAGV). Werden zum
Beispiel die erforderlichen Dienstjahre per 1. Juli erreicht,
sind  der  Bezug  des  Urlaubs  sowie  die  Auszahlung  des



Dienstaltersgeschenks  frühestens  im  Juli  des  entsprechenden
Jahres möglich. Wird das Arbeitsverhältnis vor Erreichen der
erforderlichen  Dienstjahre  beendet,  besteht  kein
anteilsmässiger Anspruch auf das nächste Dienstaltersgeschenk
(kein  pro  rata  temporis  Anspruch).  Für  den  Bezug  des
Dienstaltersgeschenks gilt eine Frist von fünf Jahren. Den
Zeitpunkt  des  Bezugs  des  Urlaubs  bestimmt  die  vorgesetzte
Stelle; dabei ist jedoch auf die Wünsche der Mitarbeitenden
soweit Rücksicht zu nehmen, als dies mit den Interessen des
Betriebes vereinbar ist (vgl. § 7 DAGV).

Wird der Urlaub nicht innert der Fünf-Jahres-Frist bezogen,
erfolgt die Auszahlung des Dienstaltersgeschenks (vgl. § 8
Abs.  3  DAGV).  Dabei  wird  auf  den  Lohn  (Lohnklasse  und
Lohnstufe)  im  Zeitpunkt  der  Fälligkeit  des
Dienstaltersgeschenks  abgestellt  und  die  oder  der
Mitarbeitende damit so gestellt, als hätte sie oder er bereits
damals  die  Auszahlung  des  Dienstaltersgeschenks  beantragt
(vgl. § 8 Abs. 4 DAGV).

IV. Anrechenbare Anstellungszeit
Die anrechenbare Anstellungszeit ist in § 4 DAGV geregelt. Für
die Berechnung der Anzahl Dienstjahre wird die gesamte bei der
kantonalen Verwaltung Basel-Stadt absolvierte Anstellungszeit
einschliesslich  Lehrzeit,  Volontariate  und  Praktika
berücksichtigt. Nicht berücksichtigt wird jedoch insbesondere
die Anstellungszeit bei selbständigen öffentlich-rechtlichen
Anstalten  und  Gemeinden  des  Kantons  Basel-Stadt.  Sind  die
öffentlich-rechtlichen  Anstalten  oder  Gemeindeeinrichtungen
einmal  Teil  der  kantonalen  Verwaltung  gewesen,  sind  die
entsprechenden  Dienstjahre  bis  zum  jeweiligen
Ausgliederungstermin  anzurechnen  (vgl.  Erläuterungen  des
Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt zur DAGV, S. 2).

Ebenso nicht berücksichtigt wird für die Berechnung der Anzahl
Dienstjahre unbezahlter Urlaub in dem Umfang, in welchem er
pro Kalenderjahr einen Monat (30 Tage) übersteigt.



V.  Anstellungen  mit  unterschiedlichem
Beschäftigungsgrad
Bei Anstellungen mit unterschiedlichem bzw. bei wechselndem
Beschäftigungsgrad  ist  für  das  Dienstaltersgeschenk  der
durchschnittliche  Beschäftigungsgrad  der  letzten  fünf  Jahre
vor Fälligkeit des Anspruchs massgebend (vgl. § 5 DAGV). Bei
einem  Wiedereintritt  in  die  kantonale  Verwaltung  sind  nur
diejenigen Jahre in den letzten fünf Jahren vor Fälligkeit des
Anspruchs massgebend, in welchen die Mitarbeiterin oder der
Mitarbeiter in der kantonalen Verwaltung angestellt gewesen
ist (vgl. Erläuterungen des Regierungsrates des Kantons Basel-
Stadt zur DAGV, S. 2).

VI. Ausschluss und Aufschub
Gemäss  den  Erläuterungen  des  Regierungsrates  des  Kantons
Basel-Stadt zur DAGV (S. 2) wird dem Dienstaltersgeschenk die
bisherige  «Diensttreue»  verdankt  in  der  Hoffnung  auf  eine
weiterhin gute Zusammenarbeit. Es soll daher nur denjenigen
Mitarbeitenden  zukommen,  welche  den  Ansprüchen  des
Arbeitgebers zumindest insoweit gerecht werden, als dass ihr
Verhalten keinen Anlass zur Kündigung gegeben hat. Ab dem
Zeitpunkt  einer  fristlosen  Entlassung  gemäss  §  32
Personalgesetz, einer Kündigung aufgrund von Pflichtverletzung
gemäss § 30 Abs. 2 lit. d Personalgesetz sowie einer Kündigung
aufgrund der Begehung einer strafbaren Handlung gemäss § 30
Abs. 2 lit. e Personalgesetz entsteht daher kein Anspruch auf
ein Dienstaltersgeschenk (vgl. § 6 Abs. 1 DAGV).

Aufgeschoben wird der Anspruch auf ein Dienstaltersgeschenk,
wenn er während der Dauer einer vorsorglichen Massnahme nach §
25 Personalgesetz oder einer Bewährungsfrist nach § 30 Abs. 3
Personalgesetz eintritt und entfällt definitiv, wenn auf diese
Massnahme bzw. Bewährungsfrist eine Kündigung gemäss § 6 Abs.
1 DAGV (siehe hierzu Absatz hiervor)  folgt.



VII. Übergangsregelungen
Die aktuelle Fassung von Art. 23 Abs. 1 Lohngesetz und die
Dienstaltersgeschenkverordnung vom 13. Dezember 2016 sind am
1. Januar 2017 in Kraft getreten. Bis zu diesem Zeitpunkt
waren die Ausführungsbestimmungen zum Dienstaltersgeschenk in
den Richtlinien  zu § 23 Lohngesetz vom 31. Oktober 1995
geregelt. Im Sinne einer Übergangsregelung sieht § 9 DAGV
Folgendes vor: Mitarbeitenden, deren Anstellungsverhältnis vor
dem 1. Januar 1981 begründet wurde, wird der Besitzstand auf
die  vor  diesem  Zeitpunkt  gehandhabte  Anrechnungspraxis
gewährt. Bis zum 31. Dezember 2021 wird Mitarbeitenden, welche
bereits  vor  dem  1.  Januar  2017  angestellt  waren,  das
nächstfolgende  Dienstaltersgeschenk  nach  altrechtlicher
Regelung gewährt, sofern diese für Sie vorteilhafter ist.


